
Allgemeine Reparatur- und Geschäftsbedingungen der Firma RetroSportiva GmbH (Fassung 2023) 

 

I. Allgemeines/Geltungsbereich 
 

1. Die Geschäftsbedingungen gelten für alle 
gegenwärtigen und zukünftigen 
Geschäftsbeziehungen. 

2. Verbraucher iSd Geschäftsbeziehungen sind natürliche 
Personen, mit denen in Geschäftsbeziehung getreten 
wird, ohne dass diesen eine gewerbliche oder 
selbstständige berufliche Tätigkeit zugerechnet 
werden kann. 
Unternehmen iSd Geschäftsbedingungen sind 
natürliche oder juristische Personen oder rechtsfähige 
Personengesellschaften, mit denen in 
Geschäftsbeziehungen getreten wird, die Ausübung 
einer gewerblichen oder selbstständigen beruflichen 
Tätigkeit handeln. 
Auftraggeber iSd Geschäftsbedingungen sind sowohl 
Verbraucher als auch Unternehmer. 

3. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende 
Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftraggebers 
werden, selbst bei Kenntnis, nicht Vertragsbestandteil, 
es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich und 
schriftlich zugestimmt.  

 
II. Auftragserteilung  

 
1. Unser Angebot ist bis zur Zuschlagserteilung 

freibleibend. 
2. Mit der Bestellung eines Werkes erklärt der 

Auftraggeber verbindlich, den Auftrag erteilen 
zu wollen.  

3. Der Vertragsabschluss erfolgt unter dem 
Vorbehalt der richtigen und rechtzeitigen 
Selbstbelieferung durch die Zulieferer des 
Auftragnehmers sowie deren Preistreue. 

4. Der Auftrag ermächtigt den Auftragnehmer, 
Unteraufträge zu erteilen und Probefahrten 
sowie Überführungsfahrten durchzuführen. 

 
III. Kostenvoranschlag/Vorarbeiten 

 
1. Wünscht der Auftraggeber eine verbindliche 

Preisangabe, so bedarf es eines schriftlichen 
und unverbindlichen Kostenvoranschlags. In 
diesem sind die Arbeiten und die zur 
Herstellung des Werkes erforderlichen Stoffe im 
Einzelnen aufzuführen und mit dem jeweiligen 
Preis zu versehen. Der Auftragnehmer ist an 
diesen unverbindlichen Kostenvoranschlag bis 
zum Ablauf von drei Wochen nach seiner 
Abgabe gebunden. 

2. Kostenvoranschläge sind aufgrund 
Vereinbarung kostenpflichtig. 

3. Vorarbeiten wie die Erstellung von 
Leistungsverzeichnissen, 
Projektierungsunterlagen, Plänen, Zeichnungen 
und Modellen, die vom Auftraggeber 
angefordert werden, sind ebenfalls aufgrund 
Vereinbarung vergütungspflichtig. 

4. Wird aufgrund des unverbindlichen 
Kostenvoranschlages ein Auftrag erteilt, so 
werden etwaige Kosten für den unverbindlichen 
Kostenvoranschlag und die Kosten etwaiger 
Vorarbeiten mit der Auftragsrechnung 
verrechnet. 

5. Auf Verlangen des Auftraggebers vermerkt der 
Auftragnehmer im Auftragsschein auch die 
Preise, die bei der Durchführung des Auftrags 
voraussichtlich zum Ansatz kommen. 

 
 

IV. Fernabsatzvertrag mit Widerrufsklausel 
 
1. Der Verbraucher hat das Recht, seine auf 

Abschluss des Vertrags gerichtete 
Willenserklärung innerhalb von zwei Wochen 
nach Vertragsabschluss zu widerrufen. Der 
Widerruf muss keine Begründung enthalten 
und ist in Textform gegenüber dem 
Auftragnehmer oder durch Rücksendung der 
Ware zu erklären; zur Fristwahrung genügt die 
rechtzeitige Absendung. Das Widerrufsrecht 
besteht nicht bei der Lieferung von Waren, die 
nach Kundenspezifikation angefertigt werden 

oder eindeutig auf die persönlichen Bedürfnisse 
zugeschnitten sind oder deren Rücksendung 
aufgrund ihrer Beschaffenheit nicht möglich ist.  

2. Der Auftragnehmer behält sich vor, mit der 
Durchführung des Auftrags erst nach Ablauf der 
zweiwöchigen Widerrufsfrist zu beginnen. 

3. Der Verbraucher veranlasst die Ausführung der 
Reparatur durch Übersendung bzw. Übergabe 
der zu reparierenden Sache an den 
Auftragnehmer. Übersendet bzw. übergibt der 
Verbraucher die zu reparierende Sache bereits 
vor Ablauf der zweiwöchigen Widerrufsfrist, 
erlischt sein Widerrufsrecht; gleichzeitig erlischt 
der Vorbehalt des Auftragnehmers im Sinne der 
Ziffer 2.  
 

V. Zahlung 
 

Der Rechnungsbetrag und Preise für 
Nebenleistungen sind in vollem Umfang bei 
Abnahme der Reparatur und Aushändigung 
oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung 
fällig. Der Auftraggeber kommt ohne weitere 
Erklärung des Auftragnehmers sieben Tage 
nach dem Fälligkeitstag in Verzug, soweit er 
nicht bezahlt hat. Im Falle des Vorhandenseins 
von Mängeln steht dem Auftraggeber ein 
Zurückbehaltungsrecht nicht zu, soweit dies 
nicht in angemessenem Verhältnis zu den 
Mängeln und den voraussichtlichen Kosten der 
Nacherfüllung (insbesondere einer 
Mängelbeseitigung) steht. Der Auftragnehmer 
ist berechtigt, bei Auftragserteilung eine 
angemessene Vorauszahlung zu verlangen. 
 

VI. Abnahme 
 
1. Die Abnahme des Werkes erfolgt, soweit nichts 

anderes vereinbart, grundsätzlich im Betrieb 
des Auftragnehmers. 

2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, das Fahrzeug 
innerhalb von 3 Tagen ab Mitteilung der 
Fertigstellung der Arbeiten im Betrieb des 
Auftragnehmers abzuholen.  

3. Befindet sich der Auftraggeber im 
Abnahmeverzug ist der Auftragnehmer 
grundsätzlich berechtigt, den 
Reparaturgegenstand nach eigenem Ermessen 
anderweitig einzulagern. Die Kosten und 
Gefahren der Aufbewahrung trägt der 
Auftraggeber.  
 

VII. Fertigstellung 
 
1. Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, einen 

mündlich oder schriftlich als verbindlich 
bezeichneten Fertigstellungstermin 
einzuhalten, da es sich um Circaangaben 
handelt. Geschuldet ist es durch erschwerte 
Ersatzteil Beschaffung, externe 
Fremdleistungen, etc.  

2. Wenn der Auftragnehmer den 
Fertigstellungstermin infolge höherer Gewalt, 
den in Punkt 1 genannten oder 
Betriebsstörungen ohne eigenes Verschulden 
nicht einhalten kann, besteht auf Grund 
hierdurch bedingter Verzögerungen keine 
Verpflichtung zum Schadensersatz, 
insbesondere auch nicht zur Stellung eines 
Ersatzfahrzeuges oder zur Erstattung von 
Kosten für die tatsächliche Inanspruchnahme 
eines Mietfahrzeuges. Der Auftragnehmer ist 
jedoch verpflichtet, den Auftraggeber über die 
Verzögerung zu unterrichten, soweit dies 
möglich und zumutbar ist.  
 

VIII. Gewährleistung 
 
1. Der Auftragnehmer leistet für Mängel zunächst 

nach seiner Wahl Gewähr durch Nachbesserung 
oder Neuherstellung. 

2. Sofern der Auftragnehmer die Erfüllung 
ernsthaft und endgültig verweigert, die 
Nacherfüllung fehlschlägt oder sie dem 



Auftragnehmer unzumutbar ist, kann der 
Auftraggeber nach seiner Wahl nur 
Herabsetzung der Vergütung (Minderung) oder 
Rückgängigmachung des Vertrages (Rücktritt) 
und Schadensersatz im Rahmen der 
Haftungsbeschränkung (vgl. §X) statt der 
Leistung verlangen. Bei einer nur geringfügigen 
Vertragswidrigkeit, insbesondere bei nur 
geringfügigen Mängeln, steht dem 
Auftraggeber jedoch kein Rücktrittsrecht zu. 

3. Sofern der Auftragnehmer die in einem Mangel 
liegende Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat, ist der Auftraggeber nicht zum Rücktritt 
vom Vertrag berechtigt. Garantie im 
Rechtssinne erhält der Auftraggeber nicht.  

4. Ersetzte Teile werden Eigentum des 
Auftragnehmers. 

 
IX. Haftungsbeschränkungen 

 
1. Ein in der Werkstattobhut befindliches 

Fahrzeug ist im Kaskofall mit maximal 200.000 
EUR versichert. Im Falle eines Schadens, der 
während einer Probefahrt, des 
Werkstattbezogenen Transports und oder 
während des Zeitraumes der Werkstattobhut 
entsteht, haftet der Auftragnehmer nicht für 
Schäden, die über die genannte Höchstsumme 
von 200.000 EUR hinaus gehen. Um eventuell 
darüber hinaus gehende Schäden abzudecken, 
muss der Auftraggeber eine eigene 
fahrzeugbezogene Versicherung abschließen.  

2. Bei Transportfahrten und Überführungsfahrten, 
etwa auf Wunsch des Auftraggebers zu 
Veranstaltungen, besteht dagegen keinerlei 
Versicherungsschutz durch den Auftragnehmer. 
Dies bedeutet, dass die Firma RetroSportiva 
GmbH keinerlei Haftung im Schadensfall 
übernimmt und daher dringend eine Transport- 
und/oder fahrzeugbezogene Kaskoversicherung 
empfiehlt.  

3. Bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen 
beschränkt sich die Haftung des 
Auftragnehmers auf den nach der Art des 
Werkes vorhersehbaren, vertragstypischen, 
unmittelbaren Durchschnittsschaden. Dies gilt 
auch bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen 
der gesetzlichen Vertreter des Auftragnehmers 
oder seiner Erfüllungshilfen.  

4. Gegenüber Unternehmern haftet der 
Auftragnehmer bei leicht fahrlässiger 
Verletzung unwesentlicher 
Vertragsverpflichtungen nicht.  

5. Ein-. Aus-. und Umbaukosten (z.B. bei reinem 
Warenverkauf) werden vom Verkäufer, der 
Firma RetroSportiva GmbH, nicht übernommen. 

6. Die Sachmangelhaftung des Auftragnehmers 
erlischt bei Waren/Dienstleistung, die von 
fremder Seite verändert, bearbeitet oder deren 
Mängel ohne Zustimmung des Verkäufers/der 
Firma RetroSportiva GmbH beseitigt wurden. 

7. Bei Einbau von Tuning-Teilen erlischt jeglicher 
Mängelanspruch. 

8. Mängelansprüche sind nicht übertragbar. 
9. Bestehen Mängelansprüche, so ist die Ware auf 

Kosten des Käufers/Auftraggeber beim 
Auftragnehmer anzuliefern. 

 

X. Verjährung  
 
1. Die Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte 

wegen Mängeln – gleich aus welchem 
Rechtsgrund – beträgt 1 Jahr. 

2. Die Verjährungsfrist nach Absatz 1 gilt auch für 
sonstige Schadensersatzansprüche gegen den 
Auftragnehmer, unabhängig von deren 
Rechtsgrundlage. Sie gelten auch, soweit die 
Ansprüche mit einem Mangel nicht im 
Zusammenhang stehen. 

3. Die vorstehende Verjährungsfrist nach Absatz 1 
und 2 gilt mit folgender Maßgabe: 

a) Die Verjährungsfrist gilt generell nicht im 
Falle des Vorsatzes. 

b) Sie gilt auch nicht, wenn der 
Auftragnehmer den Mangel arglistig 
verschwiegen hat oder soweit der 
Auftragnehmer eine Garantie für die 
Beschaffenheit des Wertgegenstandes 
übernommen hat. Hat der 
Auftragnehmer einen Mangel arglistig 
verschwiegen, so gelten anstelle der in 
Absatz 1 genannten Frist die gesetzlichen 
Verjährungsfristen, die ohne die Arglist 
gelten würden unter Ausschluss der 
Fristverlängerung bei Arglist gem. § 634 a 
III BGB, soweit kein anderer 
Ausnahmefall nach diesem Absatz 3 
vorliegt.  

4. Die Verjährungsfrist beginnt bei allen 
Schadensersatzansprüchen mit der Abnahme. 

5. Soweit in dieser Bestimmung von 
Schadensersatzansprüchen gesprochen wird, 
werden auch Ansprüche auf Ersatz vergeblicher 
Aufwendungen erfasst. 

6. Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, 
bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über 
den Verjährungsbeginn, die Ablaufhemmung, 
die Hemmung und den Neubeginn von Fristen 
unberührt. 

7. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des 
Auftraggebers ist mit den vorstehenden 
Regelungen nicht verbunden.  

8. Ansprüche des Auftragnehmers auf Werklohn 
verjähren in fünf Jahren. 

 
XI. Eigentumsvorbehalt 

 
Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum an 
eingebautem Zubehör und Ersatzteilen bis zur 
vollständigen unanfechtbaren Bezahlung vor, soweit 
diese Teile nicht wesentliche Bestandteile des 
Reparaturgegenstandes geworden sind.  
 

XII. Haftung für sonstige Schäden 
 
Die Haftung für den Verlust von Geld oder 
Wertsachen jeglicher Art, die nicht ausdrücklich in 
Verwahrung genommen sind, ist ausgeschlossen. 
 

XIII. Erweitertes Pfandrecht 
 
Dem Auftragnehmer steht wegen seiner Forderung 
aus dem Auftrag ein vertragliches Pfandrecht an den 
aufgrund des Auftrages in seinen Besitz gelangten 
Gegenständen zu. Das vertragliche Pfandrecht kann 
auch wegen Forderungen aus früheren 
durchgeführten Arbeiten, Ersatzteillieferungen und 
sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit 
sie mit dem Auftragsgegenstand in Zusammenhang 
stehen. Für sonstige Ansprüche aus der 
Geschäftsverbindung gilt das vertragliche Pfandrecht 
nur, soweit diese unbestritten sind oder ein 
rechtskräftiger Titel vorliegt und der 
Auftragsgegenstand dem Auftraggeber gehört.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



XIV. Schlussbestimmungen 
 
1. Es gilt das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland unter Ausschluss des UN-
Kaufrechtes (CISG). 

2. Ist der Auftraggeber Kaufmann, juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliches Sondervermögen, ist 
ausschließlicher Gerichtsstand für alle 
Streitigkeiten aus diesem Vertrag der 
Geschäftssitz des Auftragnehmers. Dasselbe 
gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen 
Gerichtsstand in Deutschland hat oder der 
Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 
Dies gilt für sämtliche gegenwärtige und 
zukünftige Ansprüche aus den o. g. 
Geschäftsverbindungen. 

3. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages 
mit dem Kunden einschließlich dieser 
Allgemeinen Geschäftsbedingung ganz oder 
teilweise unwirksam sein oder werden, so wird 
hierdurch die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt. Die ganz oder 
teilweise unwirksame Regelung soll durch eine 
Regelung ersetzt werden, deren wirtschaftlicher 
Erfolg dem der unwirksamen möglichst 
nahekommt.  


